
1. Abstandsflächen
Für den Planbereich besteht eine Satzung über Abstandsflächen gemäß § 81 (1), Nr. 5 BauO NW i.V.m. §§ 4 
und 28 der Gemeindeordnung NW.

2. Gestaltung
Für den Planbereich besteht eine bauordnungsrechtliche Gestaltungssatzung. Die Bestimmungen dieser 
Satzung sind zu beachten.

3. Denkmäler
Für den Planbereich ist eine Satzung über Denkmalbereiche gemäß § 5 DSchG NW vorgesehen.

4. Bodendenkmäler / Bodenfunde
Auftretende archäologische Bodenfunde sind zu melden. Die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes NW
sind zu beachten.
Vor Beginn der Baumaßnahme in Abhängigkeit von der Baugenehmigung ist eine archäologische 
Sachverhaltsermittlung in Abstimmung mit dem Amt für Bodendenkmalpflege LVR durchzuführen. Der 
Nachweis bzw. das Ergebnis ist dann spätestens im Baugenehmigungsverfahren vorzulegen. 

5. Grundwasser
Bei Eingriffen in das Grundwasser ist, aufgrund nahegelegener Altstandorte zu prüfen, ob die 
Grundwasserqualität dem Eingriff entgegen stehen könnte. Der weitergehende Ablauf ist vorab mit der 
Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Kleve abzustimmen.

6. Eingriff / Ausgleich
Das ermittelte Biotopwertdefizit für die 3. Änderung ist durch die Pflanzung eines qualitätvollen Baumes oder 
einer ähnlichen Maßnahme (Hecke) auf dem Grundstück auszugleichen.

1. Änderung:

1. Abstandsflächen
Für den Planbereich besteht eine Satzung über Abstandsflächen gemäß § 81 (1), Nr. 5 BauO NW i.V.m. §§ 4 
und 28 der Gemeindeordnung NW.

2. Gestaltung
Für den Planbereich besteht eine bauordnungsrechtliche Gestaltungssatzung. Die Bestimmungen dieser 
Satzung sind zu beachten.

3. Denkmäler
Für den Planbereich ist eine Satzung über Denkmalbereiche gemäß § 5 DSchG NW vorgesehen.

4. Bodendenkmäler / Bodenfunde
Auftretende archäologische Bodenfunde sind zu melden. Die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes NW 
sind zu beachten.
Vor Beginn der Baumaßnahme in Abhängigkeit von der Baugenehmigung ist eine archäologische 
Sachverhaltsermittlung in Abstimmung mit dem Amt für Bodendenkmalpflege LVR durchzuführen. Der 
Nachweis bzw. das Ergebnis ist dann spätestens im Baugenehmigungsverfahren vorzulegen. 

5. Grundwasser
Bei Eingriffen in das Grundwasser ist, aufgrund nahegelegener Altstandorte zu prüfen, ob die 
Grundwasserqualität dem Eingriff entgegen stehen könnte. Der weitergehende Ablauf ist vorab mit der 
Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Kleve abzustimmen.

6. Eingriff / Ausgleich
Das ermittelte Biotopwertdefizit für die 3. Änderung ist durch die Pflanzung eines qualitätvollen Baumes oder 
einer ähnlichen Maßnahme (Hecke) auf dem Grundstück auszugleichen.
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Gemeinde Kranenburg

Bebauungsplan Nr. 33/2
"Ortskern - Ost"
– 3. vereinfachte Änderung
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Satzungsbeschluss

FÜR DIE 3. VEREINFACHTE ÄNDERUNG:

2 Erweiterung der überbaubaren Fläche

Bereich der
3. vereinfachten Änderung

ÄNDERUNGSVERFAHREN   3. vereinfachte Änderung

Der Rat der Gemeinde hat am __ . __ . ____ gem. § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches die 3.vereinfachte Ände-

rung dieses Bebauungsplanes beschlossen. Es handelt sich im ein vereinfachtes Verfahren nach  § 13 BauGB. 

Dieser Beschluss ist am __ . __ . ____ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Kranenburg, den __ . __ . ____ 

................................ ................................

Bürgermeister Schriftführer

Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wurde die betroffene Öffentlichkeit in der Zeit vom __ . __ . ____ 

bis __ . __ . ____ einschließlich an der Bauleitplanung beteiligt.

Kranenburg, den __ . __ . ____ 

................................

Bürgermeister

Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB wurden die berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

in der Zeit vom __ . __ . ____ bis __ . __ . ____ einschließlich an der Bauleitplanung beteiligt.

Kranenburg, den __ . __ . ____ 

................................

Bürgermeister

Der Rat der Gemeinde hat am__ . __ . ____ gem. § 10 des Baugesetzbuches diese 3.vereinfachte Änderung 

des Bebauungsplanes als Satzung beschlossen. Dieser Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

Kranenburg, den __ . __ . ____ 

................................ ................................

Bürgermeister Schriftführer

Gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ist der Beschluss dieser 3. vereinfachten Änderung des Bebauungs-

planes am __ . __ . ____  ortsüblich bekannt gemacht worden. 

Mit dieser Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan in Kraft getreten.

Kranenburg, den __ . __ . ____ 

................................

Bürgermeister

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 
(BGBl. I 1991 I S. 58), in der zuletzt geänderten Fassung.

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung 2018 - (BauO NRW 2018) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV NRW S. 421), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S.2585), 
in der zuletzt geänderten Fassung. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009
(BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 11.2016 
(GV. NRW. S. 934), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94), in der zuletzt geänderten Fassung.

RECHTSGRUNDLAGEN

im EG + OG

im KG
Baugrenze im Erdgeschoss / Obergeschoss 
Baugrenze im Kellergeschoss1

im EG + OG

im KG
Baugrenze im Erdgeschoss / Obergeschoss 
Baugrenze im Kellergeschoss

3 Erhöhung der Grundflächenzahl von 0,5 auf 0,85 und der Geschossflächenzahl von 0.8 auf 2.0

1 Zusammenfassung der Zweckbestimmun "Museum" und "Bürgerhaus"
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